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Merkel: Jetzt beginnt die 
Diskussion in der Partei 

Nach eingehender Beratung 
haben Präsidium und Bun- 
desvorstand am 27. August 
beschlossen, das von Angela 
Merkel vorgelegte Konzept 
zur „neuen Sozialen Markt- 
wirtschaft" als Diskussions- 
papier in die Partei zu geben. 

„Wir haben mit dem Be- 
schluss von heute einen ganz 
wichtigen Punkt der inhaltli- 
chen  Erneuerung  erreicht", 

erklärte die Parteivorsitzende 
im Anschluss an die Gremien- 
sitzung. Eine intensive Dis- 
kussion innerhalb und außer- 
halb der Partei soll jetzt den 
Leitantrag vorbereiten, in 
dem die Antwort der CDU auf 
die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts als Be- 
schlussentwurf dem Dresde- 
ner Parteitag im Dezember 
vorgelegt wird.      (Seite 3-4) 
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• Gunnar Uldall: An- 
gela Merkels Papier zur 
„neuen Sozialen Markt- 
wirtschaft" verdientvol- 
le Unterstützung (Seite 
4) • Volker Rühe: Vor- 
aussetzung für Bünd- 
nistreue ist die militäri- 
sche Bündnisfähigkeit 
(Seite 5) • Friedrich 
Merz: Dramatische 
Unterfinanzierung der 
Bundeswehr öffentlich 
bewusst gemacht (Sei- 
te 6) • Angela Merkel: 
Wir stimmen der Ent- 
sendung von Soldaten 
der Bundeswehr nach 
Mazedonien zu (Seite 
7-8) • Hamburg: Re- 
gierungswechsel in der 
Handestadt rückt in im- 
mer greifbarere Nähe 
(Seite 16-17) • Ber- 
lin: Frank Steffel - ein 
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mit eigenem Stil (Seite 
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papiere zum Thema 
PDS - Fakten und Hin- 
tergründe (Sei-te 19) 

1 UMFRAGE 

ZDF-POLITBAROMETER 

Schröder und die SPD 
brechen ein 

„Wir haben eine sehr gute 
Sommerpause hinter uns," 
hat Angela Merkel festge- 
stellt. Die Sozialdemokra- 
ten haben keinen Anlaß, 
auch nur halbwegs zufrie- 
den zu sein. Denn im Au- 
gust hat sich die politische 
Stimmung gegenüber dem 
Meinungsklima im Juli 
deutlich verändert - zula- 
stenderSPD. 

Einen großen Sprung auf 
Platz 1 haben als Fraktions- 
gemeinschaft im Deutschen 
Bundestag CDU und CSU 
gemacht. Zum letzten Mal 
war die Union in dieser Po- 
sition vor einem Jahr. 

Die Zahlen des ZDF-Po- 
litbarometers: • CDU und 
CSU = 39 % (Juli: 36) • 
SPD = 38 % (42) • Grüne = 
8%(6)«FDP = 7%(10)B 

PDS = 5 % (4). 
Parallel dazu ist im Au- 

gust die Zufriedenheit mit 
der Arbeit der Bundesregie- 
rung erheblich gesunken, 
nachdem sie seit Mai - auf 

der Skala plus bis minus 5 - 
von 0,3 auf 0,5 stetig ange- 
stiegen war. 

Die Bundesregierung 
wird jetzt nur noch mit 0,2 
bewertet - so kritisch wie 
noch nie in diesem Jahr 

Futsch! 

Beginnt Schröders ru- 
hige Hand nun doch zu zit- 
tern? fragt der „Tagesspie- 
gel" und antwortet darauf 
mit der Feststellung, dass die 
Umfragedaten dieser Tage 
keine vorübergehenden Un- 
ruhedaten sind. Die Arbeits- 
losigkeit bereitet den Bür- 
gern Sorge. DieSPDverliert 
ihren Kompetenzvorsprung 
bei der Lösung dieses Pro- 
blems. Die politische Stim- 
mung dreht sich. Schröders 
Popularität bricht ein wie 
ein Neuer-Markt- Wert nach 
Gewinnwarnung. Die rot- 
grüne Mehrheit ist derzeit 
futsch. 
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NEUE  SOZIALE   MARKTWIRTSCHAFT 

ANGELA   MERKEL: 

Ludwig Erhard würde heute 
andere Wege gehen als 1949 

Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität - diese 
Prinzipien behalten ihre 
Gültigkeit. Aber sie wür- 
den bald nicht mehr be- 
dingungslos gelten, wenn 
die Politik nicht den Mut 
und die Kraft aufbrächte, 
die wirtschaftliche Ord- 
nung der Freiheit, die So- 
ziale Marktwirtschaft, auf 
eine neuen Stufe zu heben. 

Die Sozialdemokraten ha- 
ben erkennbar nicht die Kraft, 
Strukturen und Instrumente 
unserer Wirtschaftsordnung 

FÜR   EINEN 
NEUEN   VERTRAG 

ZWISCHEN 
POLITIK   UND 

BÜRGER 

den veränderten Bedingun- 
gen anzupassen, die unsere 
Arbeits- und Lebenswelt 
schon morgen bestimmen. 

Wie 1949, als Ludwig Er- 
hard mit dem Konzept einer 
sozialer Marktwirtschaft die 
Grundlagen für den Wohl- 
stand unseres Landes legte, 
ist es heute wieder die CDU, 
die eine entscheidende poli- 
tische Weichenstellung vor- 
nimmt und gleichzeitig ihre 
Grundsätze bewahrt. 

Nur auf diesem Weg kön- 
nen wir für die Menschen 
auch künftig • die Chance 
der Teilhabe an Arbeit und 
Kapital offen halten, • den 
Schutz öffentlicher Siche- 
rungssysteme garantieren, 
• Familien und soziale 
Netzwerke stärken. 

Neue Soziale Marktwirt- 
schaft - das heißt 
erstens: die Prioritäten po- 
litischen Handelns neu ord- 
nen, etwa durch den lebens- 
langen Zugang zur Bildung 
für alle; 
zweitens: den weltweiten 
Wettbewerb neu ordnen, 
etwa durch einen fairen Zu- 
gang der Entwicklungslän- 
der zum freien Handel oder 
beim Schutz geistigen Ei- 
gentums; 
drittens: neue Strukturen 
schaffen und neue politische 
Instrumente anwenden, 
etwa freiwillige Selbstver- 
pflichtungen vorsehen, wo 
es bisher nur Gesetze und 
Verordnungen gegeben hat, 
mehr betriebliche und regio- 
nale Regelungen, wo bisher 
„Flächen'Mösungen an der 
Tagesordnung waren. 

Genau das wäre eine mo- 
derne Politik der Mitte. Und 
genau diese Politik bietet die 

CDU allen Bürgern dieses 
Landes an: in einem Vertrag, 
dessen Grundlage der Ge- 
danke der Gegenseitigkeit 
ist. Danach werden sich die 
Bürger auf die Politik verlas- 
sen können und auch ihren 
Beitrag zum Wohlergehen 
des Gemeinwesens leisten - 
aus der Einsicht heraus, dass 
die Chancen des Einzelnen 
und die Chancen aller im Zu- 
sammenhang stehen. 

Der andere Name für das, 
was wir auf diese Weise - 
„vertraglich" - vereinbaren 
wollen: Wir-Gesellschaft, 
das große Ziel, das die Soziale 
Marktwirtschaft auf einer 
neuen Stufe erreichen soll. 

uirar/j 
www.neue-soziale- 

marktwirtschaft.cdu.de 
- unter dieser Internet- 

adresse finden sie 
Lang- und Kurzfassung 

des Papiers 
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Eckpunkte 
des Papiers 

Zu Beginn des 21. Jahr- 
hunderts zeichnen sich 
epochale Veränderungen 
ab: die digitale Revolu- 
tion und die rasante Aus- 
breitung neuer Hoch- 
technologien, die als „Glo- 
balisierung" bezeichnete 
weltweite Vernetzung von 
Volkswirtschaften und 
Unternehmen, die erheb- 
lichen Veränderungen im 
Bevölkerungsaufbau und 
ein tief greifender Erfah- 
rungs- und Wertewandel. 

Aufgabe vorausschauen- 
der Politik muss es sein, für 
die großen Veränderungen 
einen neuen Ordnungsrah- 
men zu schaffen, der die Ri- 
siken auffängt und es den 
Menschen ermöglicht, ihre 
Chancen zu ergreifen. 
• Deutschland braucht eine 
Qualifizierungsoffensive. 
In der Wissensgesellschaft 
wird die Fähigkeit, sich Wis- 
sen anzueignen, zu nutzen 
und weiterzuentwickeln 
zum Haupterfolgsfaktor. 
• Deutschland braucht eine 
Offensive für mehr Transpa- 
renz und Flexibilität. In Zei- 
ten ständigen Wandels und 
rascher Innovationen müs- 
sen Staat, Wirtschaft und Ge- 
sellschaft hochflexibel agie- 
ren und reagieren können. 
• Deutschland braucht eine 

GUNNAR   ULDALL 

Angela Merkels Papier verdient 
volle Unterstützung 

Zur Diskussion um das 
CDU-Papier „neue So- 
ziale Marktwirtschaft" 
erklärte der wirtschafts- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion: 

Der Parteivorsitzenden 
ist mit dem Papier ein 
großer Wurf gelungen. Des- 
halb verdient es unsere volle 
Unterstützung. Wie der 
wirtschaftlichen Entwick- 
lung in Deutschland wieder 
Schwung verliehen werden 
kann - darauf gibt Angela 
Merkels Positionspapier 
Antwort. Wenn das Wirt- 
schaftswachstum nicht 
ewig nurbei unterzwei Pro- 
zent dümpeln soll, ist ein 
Befreiungsschlag notwen- 
dig - besonders in der 
Steuer-, Arbeitsmarkt- und 
Bildungspolitik. 

Offensive gegen Beschäfti- 
gungshemmnisse. Trotz ho- 
her Aufwendungen für eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik 
hat Deutschland im interna- 
tionalen Vergleich kaum Er- 
folge bei der Bekämpfung 
der viel zu hohen Arbeitslo- 
sigkeit vorzuweisen. 
• Deutschland braucht 
eine Offensive für einen 

Die „Verteidigung" Lud- 
wig Erhards durch Franz 
Müntefering mutet indes 
merkwürdig an, angesichts 
des Proteststurms der Sozi- 
aldemokraten in den fünfzi- 
ger Jahren gegen das Kon- 
zept der „Sozialen Markt- 
wirtschaft". Aber auch das 
Kurzzeitgedächtnis scheint 
der SPD abhanden gekom- 
men: Von Modernisierung, 
Innovation und sozialer Ge- 
rechtigkeit kann wohl ange- 
sichts der wirtschaftlichen 
Misere, in die uns diese rot- 
grüne Bundesregierung hin- 
einmanövriert hat, nicht die 
Rede sein. 

Anspruch und Wirklich- 
keit, Verpackung und Inhalt 
klaffen bei allen Flickwer- 
ken - auch Reformen ge- 
nannt - weit auseinander. 

verläßlichen Sozialstaat. 
Die Solidarsysteme, die die 
großen Lebensrisiken 
Krankheit und Alter absi- 
chern, sind gefährdet. Eine 
immer größer werdende 
Zahl Leistungsbezieher 
steht einer immer kleiner 
werdenden Zahl derer ge- 
genüber, die in das Solidar- 
system einzahlen. UD 
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MAZEDONIEN 

VOLKER   RüHE: 

Voraussetzung für Bündnistreue ist 
die militärische Bündnisfähigkeit 

Aus der Rede des stell- 
vertretenden Vorsitzen- 
den der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion anlässlich 
der Mazedonien-Debatte 
im Deutschen Bundestag 
am 29. August: 

Mit ihrem Antrag fordert 
die Bundesregierung den 
Bundestag auf, der Entsen- 
dung deutscher Soldaten zu 
einem NATO-Einsatz zuzu- 
stimmen, der auf 30 Tage be- 
fristet das Einsammeln und 
Zerstören von freiwillig ab- 
gegebenen Waffen vorsieht. 
In Wirklichkeit geht es um 
sehr viel mehr, das hat der 
Bundesaußenminister deut- 
lich gemacht. Wir müssen 
einen vollen Ausbruch des 
Bürgerkrieges verhindern. 

Schwaches Mandat 

Die NATO hat sich ein 
ungewöhnlich schwaches 
Mandat gegeben, von dem 
möglicherweise nicht ein 
wesentlicher Beitrag zur 
Stabilisierung und Befrie- 
dung des Landes zu erwar- 
ten ist. Die Sorge spürt man 
ja. Die täglichen Berichte 
aus Mazedonien über die ei- 
gentlichen   Absichten,  die 

die Konfliktparteien mit der 
Präsenz der NATO in Maze- 
donien verbinden, belegen, 
dass das Mandat nicht ganz 
ehrlich ist und dass sie völlig 
unterschiedliche Vorstel- 
lungen haben. Das müssen 
unsere Soldaten wissen. 

Der NATO-Rat hat das 
Mandat beschlossen und der 
Deutsche Bundestag wird es 
auch nicht mehr ändern kön- 
nen. Das heißt aber nicht 
Ende der Diskussion. Im 
Übrigen müssen wir auch 
die Chance wahrnehmen, 
bei diesen neuen Aufgaben 
natürlich über die Mandate 
zu diskutieren. Wir müssen, 
und das muss auch die Bun- 
desregierung machen, heute 
an diesem Tage die Öffent- 
lichkeit über alle Eventua- 
litäten in Kenntnis setzen. 
Wir müssen ungeschminkt 
sagen, mit wel- 
cher Lage un- 
sere Soldaten in 
Mazedonien 
konfrontiert 
werden. 

Bündnisso- 
lidarität besteht 
für uns nicht 
darin, in erster 
Linie 500 deut- 
sche   Soldaten 

mit diesem Mandat für 30 
Tage nach Mazedonien zu 
schicken. Bündnissolida- 
rität heißt, für die Durchhal- 
tefähigkeit unserer Soldaten 
zu sorgen, damit sie sich dau- 
erhaft mit den Verbündeten 
an der Friedensoperation be- 
teiligen können. Militäri- 
sche Bündnisfähigkeit ist die 
wirkliche Voraussetzung für 
Bündnistreue. Wir haben 
von Anfang an die Defizite 
der Bundeswehr deutlich ge- 
macht und gesagt, dass wir 
uns einen Einstieg in eine fi- 
nanzielle Verbesserung der 
Bundeswehr wünschen. 

Wir stehen hinter 
unseren Soldaten 

Das, was wir erreicht ha- 
ben, ist gemessen an den rie- 

Keine eigene Mehrheit mehr 
Bei der Abstimung im Bundestag über den 
Einsatz der Bundeswehr in Mazedonien 
hat die rot-grüne Koalition ihre eigene 
Mehrheit verfehlt. Nach Auszählung der 
Stimmen ergab sich: 267 SPD-Abgeord- 
nete: ja, 19 SPD-Abgeordnete: nein, 
38 Abgeordnete der Grünen: ja, 5 Nein- 
Stimmen. Koalitionsmehreit: 15. 
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sigen Defiziten der Bundes- 
wehr bitter wenig. Aber ei- 
nes sage ich Ihnen auch und 
vor allen Dingen dem Bun- 
deskanzler: Es ist deutlich 
geworden, dass Sie das 
Thema der drastischen Un- 
terfinanzierung der Bundes- 

wehr nicht mehr von der Ta- 
gesordnung bekommen. 
Wir haben jetzt erreicht, 
dass in besonders geschützte 
Fahrzeuge wie dem Dingo 
investiert wird, die erst in 
Monaten kommen. Das ist 
ein Einstieg in eine bessere 

FRIEDRICH   MERZ: 

Vorsorge für die Sicherheit 
unserer Soldaten. 

Ab heute Abend wissen 
unsere Soldaten, dass alle 
Abgeordneten in diesem 
Bundestag, egal wie sie 
abstimmen, hinter ihnen 
stehen. 

Dramatische Unterfinanzierung der 
Bundeswehr bewusst gemacht 

Aus der Rede des Vor- 
sitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Wir alle wissen: Der 
Deutsche Bundestag kann 
ein in der NATO beschlos- 
senes Mandat nicht nach- 
träglich abändern. 

Aber wir hätten schon 
erwartet, dass die Bundes- 
regierung das Gewicht 
Deutschlands in der NATO 
nutzt, um ein besseres Man- 
dat zu erreichen. Es ist eine 
Frage der außen- und si- 
cherheitspolitischen Füh- 
rungsfähigkeit, ob ein Land 
von der politischen Bedeu- 
tung wie Deutschland in der 
Lage ist, die eigenen Be- 
denken nicht nur zu formu- 
lieren, wie dies der Bundes- 
kanzler und auch der Ver- 
teidigungsminister im 
nachhinein getan haben, 
sondern im Bündnis Verän- 
derungen auch durchzuset- 
zen. 

Die unionsgeführte 
Bundesregierung hat diese 
Kraft unter Beweis gestellt. 
Sie hat Deutschlands Ein- 
fluss nicht zuletzt dadurch 
gefestigt, dass sie die Bun- 
deswehr auf neue Einsätze 
vorbereitet und diese gegen 
den zum Teil erbitterten 
Widerstand von SPD und 
Grünen politisch auch 
durchgesetzt hat. Heute ist 
es nicht die Opposition, 
sondern die Politik der rot- 
grünen Regierung, die die 
Zuverlässigkeit Deutsch- 
lands als Bündnispartner in 
Frage stellt. 

Die Politik der 
Bundesregierung ist 
voller Widersprüche 

Als das NATO-Konzept 
für die Operation „Essential 
Harvest" gebilligt wurde, 
erhob die deutsche Regie- 

rung in der NATO offenbar 
keine Einwände, stellte es 
aber in Deutschland dann 
selbst in Frage. Bundes- 
kanzler Schröder sprach 
von einem möglichen wei- 
tergehenden, längeren Ein- 
satz und von einem „robu- 
steren" Mandat. 

Was aber wäre denn ein 
„robusteres" Mandat gewe- 
sen? Die eigene Fähigkeit 
zum Rückzug ohne fremde 
Hilfe und ein Notwehrrecht 
- wie Sie jetzt betonen, Herr 
Bundeskanzler, - das ist 
doch selbstverständlich. 
Aber wäre etwa ein Mandat 
mit unbeschränktem Not- 
hilferecht der Soldaten „ro- 
buster" gewesen? Ein Man- 
dat beispielsweise, mit dem 
es den Soldaten erlaubt 
wäre, Massaker an der Be- 
völkerung zu verhindern? 

Wenn das richtig ge- 
wesen wäre, und ich meine, 
es  wäre richtig  gewesen, 

fi-iim?.fi/?.noi 
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warum hat die Bundes- 
regierung ihren Einfluss 
dann nicht geltend ge- 
macht, ein solches Mandat 
auch zu formulieren und 
durchzusetzen? 

Unser Ziel war von An- 
fang an, mehr Sicherheit für 
unsere Soldaten zu errei- 
chen und die bestehenden 
Ausrüstungsmängel we- 
nigstens teilweise zu besei- 
tigen. Statt der von Ihrer Re- 
gierung zunächst geplanten 
15 Millionen DM reiner 
Stationierungs- und Auf- 
enthaltskosten stehen jetzt 
148 Millionen DM zur 
kurzfristigen Verbesserung 
der Ausrüstung und ab 2002 
weitere 150 Millionen DM 
für die Nachrüstung der 
Marder-Panzer mit dem 
dringend notwendigen Mi- 
nenschutz zusätzlich zur 
Verfügung. Dies ist ein sub- 
stantieller Fortschritt. 

Wir wissen gleichzeitig: 
Die Finanz- und Ausrü- 
stungskrise der Bundes- 
wehr ist damit nicht über- 
wunden. Aber eines ist doch 
zusätzlich erreicht worden: 
Die großen Probleme der 
Bundeswehr, die dramati- 
sche Unterfinanzierung, die 
die Bundesregierung unter 
Ihrer Führung zu verant- 
worten hat - dies ist mit der 
Diskussion der vergange- 
nen Wochen nachhaltig ins 
Bewusstsein der Öffent- 
lichkeit gerückt. 

ANGELA   MERKEL: 

Wir stimmen der 
Entsendung von Soldaten 

der Bundeswehr nach 
Mazedonien zu 

Aus der Bundestagsrede 
der Partei Vorsitzenden: 

Schon lange nicht mehr 
mussten die Abgeordneten in 
diesem Hause eine Entschei- 
dung treffen, bei der sich eine 
so große Kluft zwischen 
Hoffnung, vielleicht sogar Il- 
lusion über den Erfolg eines 
Einsatzes der NATO auf der 
einen Seite und Sorge über 
ein mögliches Scheitern auf 
der anderen Seite auftat. Ich 
glaube, wir sind uns einig, 
dass Politik niemals allein 
dem Prinzip Hoffnung fol- 
gen sollte. Politik muss, 
wenn sie das Vertrauen der 
Menschen gewinnen oder 
behalten will, immer vor- 
ausdenken. Vorausdenken 
heißt, das Ziel zu kennen und 
sich über den Weg im Klaren 
zu sein. Weg und Ziel sind 
dabei eine Einheit. 

Ich glaube, das Ziel des 
bevorstehenden Einsatzes 
der NATO in Mazedonien 
ist gut und richtig. Es gilt, al- 
les zu tun, um einen fürch- 
terlichen Bürgerkrieg zu 
verhindern. Es gilt, Frieden, 
Freiheit   und   Demokratie 

auch in diesem Lande in Eu- 
ropa Wirklichkeit werden zu 
lassen. 

Dieses Ziel zeigt, dass 
sich die NATO gemeinsam 
mit der Europäischen Union 
als Wertegemeinschaft ver- 
steht. Das ist mehr als eine 
Militärgemeinschaft. Die 
NATO ist und war immer 
eine Wertegemeinschaft. 
Deshalb ist es unerlässlich, 
dass wir ihr Ansehen und 
ihre Autorität durch klare 
Mandate stärken. 

Zweierlei im 
Blickwinkel 

Die heutige Entschei- 
dung verlangt uns allen sehr 
viel ab. Die NATO verän- 
dert sich. Selten haben wir 
über ein Mandat so intensiv 
diskutiert wie über dieses. 
Wir als Opposition tun das 
aus zweierlei Blickwinkeln: 
Wir haben zum Ersten diese 
Bundesregierung kritisch zu 
begleiten und haben zum 
Zweiten aus unserem eige- 
nen Selbstverständnis her- 
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aus zu urteilen. Die Ent- 
scheidung über das Mandat 
ist auf der einen Seite 
unabwendbar. 19 Staaten 
haben im NATO-Rat eine 
Entscheidung gefasst. Als 
eine Oppositionspartei in 
Deutschland muss man 
schon sehr gut überlegen, ob 
man sagen kann: Wir wis- 
sen, dass es anders gehen 
müsste. 

Ihre eigenen Leute 
waren nicht belastbar 

Aber auf der anderen 
Seite müssen wir als kriti sehe 
Überwacherinder Bundesre- 
gierung fragen, ob denn die 
deutsche Bundesregierung 
alles getan hat, um das Man- 
dat so auszugestalten, wie 
wir es für notwendig halten. 

Man wird es noch aus- 
sprechendürfen: Ich persön- 
lich hatte in den letzten Ta- 
gen manchmal den Ein- 
druck, dass Sie sich für ein 
belastbares Mandat nicht 
ausreichend einsetzen konn- 
ten, weil Ihre eigenen Leute 
gegenüber der NATO nicht 
genug belastbar sind. Das ist 
für mich die Wahrheit. 

Aber es ist jetzt eine Ent- 
scheidung gefallen. Weil die 
Aufgabe so ist, wie sie ist, 
kommt der Frage, in wel- 
chem Zustand sich die Bun- 
deswehr befindet, eine ganz 
besondere Bedeutung zu. 

Die Bundeswehr ist in 
diesem Jahr um 3 Milliar- 
den DM erwiesenermaßen 
unterfinanziert, und zwar in 
Bezug auf unsere mittel- 
fristige Finanzplanung, die 
selbst schon nicht üppig 
war. Deshalb - das habe ich 
gemerkt, als ich in Amerika 
war - sprechen unsere 
Verbündeten offen dar- 
über, dass sie sich um un- 
sere Bundeswehr Sorgen 
machen. 

Durchhaltefähigkeit ist 
für mich die Voraussetzung 
für Bündnisfähigkeit, und 
Bündnisfähigkeit ist die 
Voraussetzung für den Er- 
folg der NATO und damit 
auch für das Vertrauen der 
Menschen. 

Wir sind uns unserer Auf- 
gabe als Opposition sehr be- 
wusst. Auf der einen Seite 
steht die kritische Frage: 
Was können wir tun? Auf 
der anderen Seite steht die 
Frage: Was ist unsere Hal- 
tung zur NATO? Wir haben 
unsere kritische Aufgabe 
den ganzen Sommer über 
sehr bewusst und sehr inten- 
siv wahrgenommen. Dabei 
haben wir Erfolge gehabt. 
Diese Erfolge lasse ich nicht 
kleinreden. Hier haben wir 
Wichtiges erreicht. 

Wir haben in der deut- 
schen Bevölkerung Auf- 
merksamkeit dafür ge- 
weckt, dass die Bundeswehr 
in einem schlechten Zustand 

ist, und zwar seit dem Jahre 
1998, als Sie die Regie- 
rungsverantwortung über- 
nommen haben. 

Wir haben für unsere 
Soldaten viel erreicht 

Wir haben an zwei ent- 
scheidenden Stellen - zum 
einen in Bezug auf diesen 
Einsatz und zum anderen in 
Bezug auf die Panzerung 
von Marderfahrzeugen - 
wichtige Verbesserungen 
für die Soldaten erreicht. 

Auf der anderen Seite 
müssen wir sagen, dass Pro- 
bleme bleiben. Deshalb ist 
unsere Entscheidung das Er- 
gebnis einer Abwägung, die 
wir in den letzten Wochen 
bzw. Tagen - viele in den 
letzten Stunden - vorge- 
nommen haben, einer Ab- 
wägung zwischen dem, was 
am Zustand der B undes wehr 
zu kritisieren ist, und dem, 
was von uns als Unter- 
stützung der Soldaten zum 
Ausdruck gebracht werden 
kann. 

Vor diesem Hintergrund 
spreche ich mich als Ergeb- 
nis eines solchen Abwä- 
gungsprozesses klar dafür 
aus, dem Antrag zur Entsen- 
dung von Soldaten der Bun- 
deswehr nach Mazedonien 
zuzustimmen. Die Union 
steht an der Seite der Solda- 
ten und ihrer Familien.   UI5 
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SOMMERTOUR 

„MACHEN   WIR   MEHR   AUS   UNSEREM   LAND 

Angela Merkel: Die Mitbestimmung ist 
„kein Klotz am Bein"der Unternehmen 

VIERTER     TAG 
der SommerTour 
der Parteivorsitzen- 
den: In Kassel steht 
die Cobion AG auf 
dem Besuchspro- 
gramm. Die Inter- 
netfirma entwickelt 
Software für Bild- 
erkennungs- und 
Bildanalysetechnik. 
Das System hilft, vermisste 
Kinder aufzuspüren oder 
pornografische Online-An- 
gebote zu blockieren. Aller- 
dings hört die Parteivorsit- 
zende auch in Kassel Klagen 
über einen akuten Mangel an 
ausgebildeten Fachkräften. 
Deshalb fordert sie die Bun- 
desregierung auf, endlich 
durchdachte Konzepte für ei- 
nen Abbau des Fachkräfte- 
mangels vorzulegen. 

FÜNFTER TAG: Im ba 
den-württembergi sehen 
Oberndorf besucht Angela 
Merkel die Herz automotive 
GmbH, Sieger des württem- 
bergischen Start-up-Wett- 
bewerbs 2001 für Existenz- 
gründer. Das erst im vergan- 
genen Jahr entstandene 
kleine mittelständische Un- 
ternehmen beschäftigt 12 
Mitarbeiter  und  stellt ge- 

ätzte Metallteile für die Au- 
toindustrie her. 

In Ditzingen geht es am 
Nachmittag weiter zum 
Werkzeugmaschinenher- 
steller TRUMPF mit einem 
Jahresumsatz in Höhe von 2 
Milliarden Euro. Nach der 
Begrüßung durch den Ge- 
schäftsführer Martin Ben- 
zinger folgen eine Betriebs- 
besichtigung und Gespräche 
mit den Mitarbeitern. Dabei 
betont die Parteivorsit- 
zende, dass die Mitbestim- 
mung „kein Klotz am Bein" 
der Unternehmen sei. 
Gleichwohl bleibe das freie 
und dynamische Unterneh- 
mertum das Herzstück der 
Sozialen Marktwirtschaft. 
Deshalb müsse die Wirt- 
schaftsordnung so ausge- 
staltet werden, dass die 
Schwachen nicht ausge- 
grenzt und die Starken nicht 

aus dem Land getrieben 
werden. 

SECHSTER TAG: Erste 
Station in Bremen ist am 
Donnerstagvormittag die 
Orbitale Hochtechnologie 
System GmbH, ein führen- 
der Hersteller im Satelliten- 
bau sowie in der Entwick- 
lung von Nutzlasten und Un- 
tersystemen für die interna- 
tionale Raumstation. Bei 
dieser Gelegenheit spricht 
sich Angela Merkel für ein 
engeres Zusammenwirken 
der norddeutschen Länder 
beim Ausbau der Zukunfts- 
technologien aus. 

Am Mittag reist sie wei- 
ter nach Wilhelmshaven und 
informiert sich über das 
Bauprojekt Tiefwasserha- 
fen, der in einem Gemein- 
schaftsprojekt der Bundes- 
länder Bremen, Hamburg 
und Niedersachsen entsteht. 
Am Ende der Tagestour 
eröffnet Angela Merkel als 
Oldenburger Grünkohlkö- 
nigin das 26. Altstadtfest. 

SIEBTER TAG: Erste Sta- 
tion in Sachsen-Anhalt am 
Freitagvormittag das Inno- 
vations- und Gründerzen- 
trum (IGZ) in Magdeburg. 
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Das IGZ bietet Existenz- 
gründern, wissenschaftli- 
chen Einrichtungen und mit- 
telständischen Unterneh- 
men die Möglichkeit, Pro- 
duktideen bis zur Marktreife 
zu führen. Während ihres 
Aufenthaltes besichtigt An- 
gela Merkel mehrere Be- 
triebe im Gründerzentrum. 

Am Nachmittag infor- 
miert sie sich im Institut für 
Pflanzengenetik und Kul- 
turpflanzenforschung in 
Gatersleben unter anderem 
über die Fortschritte der 
Stammzellenforschung. 
Dabei fordert sie die Schrö- 
der-Regierung auf, der grü- 
nen Gentechnik die drin- 
gend benötigten For- 
schungsmittel nicht länger 
zu verweigern. Es sei nicht 
akzeptabel, dass die Bun- 
desregierung Zulassungs- 
verfahren schier endlos hin- 
ausziehe, während es 
Schröder bei der ethisch viel 
problematischeren Human- 
genetik nicht schnell genug 
gehe. Obwohl gerade die 
Forschung an embryonalen 
Stammzellen Fragen nach 
dem Schutz des ungebo- 
renen Lebens und der 
Menschenwürde aufwerfen 
würde, sehe der Bundes- 
kanzler hier offensichtlich 
keine Probleme hinsichtlich 
der Abwägung mit wirt- 
schaftlichen Interessen. 

Angela Merkel kritisiert, 
dass der Bundeskanzler die 

Chancen der grünen Gen- 
technik für den deutschen 
Mittelstand und die Land- 
wirtschaft ausklammere, nur 
um dem Koalitionspartner 
entgegenzukommen. Na- 
hezu unabsehbar seien die 
Folgen dieser Politik für die 
Bekämpfung des Hungers in 
der Welt. Dabei genieße die 
deutsche Forschung auf die- 
sem Gebiet international ho- 
hes Ansehen. 

ACHTER TAG: Gast in 
Ahrensburg und in der 
Druckerei des Axel Springer 
Verlags. Anschließend geht 
es weiter nach Bargteheide 
ins Haus des Kinderschutz- 
bundes. In der mit dem Qua- 
litätssiegel „Blauer Elefant" 
ausgezeichneten Einrich- 
tung werden Beratung und 
Spaß für Kinder und Eltern 
angeboten. 

Die große Politik sollte in 
Bargteheide außen vor blei- 
ben. Zwischen Malbüchern 
und   Batikfarben,   Kindern 

und ehrenamtlich Tätigen 
versucht Angela Merkel 
sich einen Einblick in die 
Arbeit der Familienhilfe zu 
verschaffen. Der Leiter des 
Kinderhauses, Ingo Loe- 
ding, führt die Parteivorsit- 
zende durch die Räume und 
erläutert Aufgabenschwer- 
punkte und Arbeitsfelder. 

In Neumünster auf dem 
Sommerfest der CDU 
Schleswig-Holstein ist An- 
gela Merkel rasch von Men- 
schen umringt, die alle eine 
Autogrammkarte ergattern 
möchten. „Wenn wir gewin- 
nen, werden wir 2002 die 
Ökosteuer wieder abschaf- 
fen", verspricht sie ihren 
Zuhörern. Anschließend 
zieht sie eine positive Bilanz 
ihrer SommerTour durch 
Deutschland. Die Eindrücke 
über die Veränderungen der 
Arbeitswelt hätten sie in ihrer 
Auffassung bestärkt, dass die 
Gesellschaft eine neue Stufe 
der Sozialen Marktwirtschaft 
erreicht habe. ÜD 
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Fehlanzeige 
• Auch diesmal perfekt ins- 
zeniert und auf mediale 
Außenwirkung ausgerich- 
tet. Für die neuen Bundes- 
länder hat die Sommerreise 
des Kanzlers aber nichts ge- 
bracht. • Stadtumbaupro- 
gramm: eine Mogelpackung 
• Sensibilisierung der Öf- 
fentlichkeit für die bevorste- 
hende EU-Osterweiterung: 
keine Spur • überhaupt Of- 
fenheit für Ostdeutsche und 
beitrittswillige Nachbarn: 
Fehlanzeige. Günter Noo- 
ke, Sprecher der ostdeut- 
schen Abgeordneten der 
CDU/CSU: „Außer Spesen 
nichts gewesen." 

Mogelpackung 
• Rot-Grün strebt eine fi- 
nanzielle Weichenstellung 
für die Städtebauförderung 
2002 auf der üblichen 
Grundlage einer Verwal- 
tungsvereinbarung mit den 
Ländern an. Den miliiarden- 
schweren Schönrechnungen 
des Kanzlers auf seiner 
Sommerreise zum Trotz 
ernüchterndes Fazit: Durch 
die Städtebauförderung der 
öffentlichen Hand werden 
•m kommenden Jahr nicht 
mehr, sondern weniger 
Bauinvestitionen ausgelöst. 
Dietmar Kansy, baupoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU macht folgende Ge- 
genrechnung auf: „476 Mil- 
lionen   Euro   im   nächsten 

Jahr für die Städtebauförde- 
rung. Das ist zunächst ein 
Plus von 41 Millionen Euro 
gegenüber dem laufenden 
Jahr. Allerdings sollen die 
Finanzhilfen für die traditio- 
nelle Städtebauförderung in 
den alten und neuen Ländern 
um jeweils 51 Millionen 
Euro zurückgefahren wer- 
den. Kürzung am Programm 
Soziale Stadt: um 25 Millio- 
nen Euro. Insgesamt und in 
DM ausgedrückt: 250 Mil- 
lionen weniger." 

In den Ruin getrieben 
• Umsatzrückgang um 12 
Prozent, 5 Prozent Minus al- 
lein bei den öffentlichen In- 
vestitionen, 230.000 Ar- 
beitslose, 100.000 weitere 
Arbeitsplätze in Gefahr - 
das ist die Lage der Bauwirt- 
schaft nach den ersten sechs 
Monaten dieses Jahres. 
Hansjürgen Doss, mittel- 
standspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Die rot- 
grüne Bundesregierung ig- 
noriert aber diese verhee- 
rende Entwicklung. Schlim- 
mer noch: Sie hat die Rah- 
menbedingungen für den 
Bau sogar massiv ver- 
schlechtert - durch • Ver- 
teuerung der Energie • Er- 
höhung der Lohnnebenko- 
sten • Verschlechterung der 
Eigenheimförderung • dra- 
stische Kürzung der Investi- 
tionsausgaben im Bundes- 
haushalt." 

Hilfloser Versuch 
• Rot-Grün will öffentliche 
Aufträge im Baubereich und 
im öffentlichen Nahverkehr 
künftig nur noch an Unter- 
nehmen vergeben, die an Ta- 
rifverträge gebunden sind. 
Hartmut Schauerte, wett- 
bewerbspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU weist 
darauf hin, dass den Konse- 
quenzen des Vergaberechts 
rund 400 Milliarden Mark 
unterliegen: mehr als 10 
Prozent des deutschen Brut- 
tosozialprodukts: „Die Ein- 
führung einer Tarif-Treu- 
eerklärung ist nichts anderes 
als der hilflose Versuch, das 
nicht mehr zeitgemäße deut- 
sche Gewerkschaftskartell 
der Flächentarife zu schüt- 
zen. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion sagt dazu in 
aller Deutlichkeit: Nein." 

Debatte beenden 
• Äußerungen von Finanz- 
minister Eichel zum Stabil- 
tätspakt sind geeignet, den 
Erfolg der Währungsunion 
ernstlich zu gefährden und 
das Vertrauen in die Institu- 
tionen der EU insgesamt zu 
erschüttern. Gerda Hassel- 
feldt, finanzpolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU: „Die 
Debatte ist völlig unnötig, 
kommt zur Unzeit und muss 
sofort beendet werden." Der 
Stabilitäts- und Wachstums- 
pakt ist mit seinem Defizit- 
kriterium und dem darin an- 
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gelegten Zwang zur Haus- 
haltskonsolidierung ein 
Grundpfeiler der Europäi- 
schen Währungsunion. Er 
wurde so angelegt, dass er 
über alle konjunkturellen 
und politischen Zyklen hin- 
weg die Teilnehmerstaaten 
zur Haushaltsdisziplin ver- 
pflichtet und sie zur verläss- 
lichen Konstante der eu- 
ropäischen Fiskalpolitik 
macht. Was soll der Bürger, 
fragt die Fraktionsspreche- 
rin, von künftigen europäi- 
schen Vertragswerken hal- 
ten, wenn langfristig ange- 
legte Regelungen schon bei 
der ersten ernsthaften Be- 
währungsprobe über Bord 
geworfen werden? 

Absoluter Vorrang 
• Nach einer Unterrichtung 
der zuständigen Obleute 
über den Sachstand Lipobay 
am 16. August haben Wolf- 
gang Lohmann, gesund- 
heitspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU, Ulf Fink 
und Aribert Wolf, die zu- 
ständigen Berichterstatter 
der Fraktion, das Ziel der 
Bundesministerin begrüßt, 
die Arzneimittelsicherheit 
auszubauen. Denn: „Dem 
Schutz der Patienten ist ab- 
soluter Vorrang einzuräu- 
men." Geprüft werden 
muss, wie es zu der Lipobay- 
Affäre hat kommen können. 
So viel ist heute schon klar: 
Die Informationspolitik des 

Unternehmens in der inter- 
nationalen und europäi- 
schen Zusammenarbeit war 
unzureichend. 

Heroinprojekt 
• Seit drei Jahren bemüht 
sich Rot-Grün, sein Lieb- 
lingsprojekt staatlicher He- 
roinabgabe auf den Weg zu 
bringen. Ohne Chance aller- 
dings die dazu notwendige 
Änderung des Betäubungs- 
mittelgesetzes. Deshalb nun 
die Unterzeichnung eines 
Kooperationsvertrags zur 
Durchführung eines Mo- 
del lprojekts, an dem nach 
dem Abschied einiger 
zunächst interessierter 
Kommunen nur noch sieben 
Städte beteiligt sind. Hu- 
bert Hüppe, drogenpoliti- 
scher Beauftragter der 
CDU/CSU: „Mit dieser Be- 
vorzugung der Heroinab- 
gabe geht die fatale Ver- 
nachlässigung der drängen- 
den Probleme bei Methadon 
einher." 

Schon wieder versagt 
• In den Anträgen aller 
Fraktionen ist die Einbin- 
dung von Wissenschaftlern 
und Institutsleitern bei der 
BSE-Bekämpfung und beim 
Verbraucherschutz für un- 
bedingt erforderlich gehal- 
ten worden. Doch bis heute 
hat das von Renate Künast 
geleitete Bundesministe- 
rium noch nicht einmal die 

Kompetenz des Arbeitskrei- 
ses BSE und der Arbeits- 
gruppe Verbraucherschutz 
in Anspruch genommen. 
Heinrich-Wilhelm Ron- 
söhr, Vorsitzender der AG 
Verbraucherschutz der 
CDU/CSU: „Offensichtlich 
ist Frau Künast nicht bereit, 
sich mit diesem Sachver- 
stand zu umgeben." Dabei 
gibt es nach wie vor riesige 
Defizite beim Verbraucher- 
schutz: • Fettschmelzen in 
Europa, die zur BSE-Aus- 
breitung beigetragen haben, 
immer noch nicht stillgelegt 
• Tielmehltourimus bis 
heute nicht unterbunden • 
Produkthaftungsgesetz bis- 
her nicht geändert. 

Beschämend 
• Oberflächlich und er- 
kennbar desinteressiert hat 
die Bundesregierung die 
Kleine Anfrage „Ausbil- 
dung, Umschulung und so- 
ziale Absicherung von Tän- 
zerinnen und Tänzern" be- 
antwortet. Nobert Lam- 
mert, kultur- und medien- 
politischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Nur der Hin- 
weis auf allgemein zugäng- 
liche Informationsquellen- 
www.arbeitsamt.de - reicht 
bei weitem nicht. Nötig ge- 
wesen wäre z.B., über Ver- 
besserungen im Anschluss 
an die zeitlich eng befristete 
künstlerische Laufbahn 
nachzudenken." UP 
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VOR EINEM ABSENKEN 
der Verteidigungsausgaben 
hat der designierte US-Bot- 
schafter in Berlin, Daniel 
Coats, die Deutschen ge- 
warnt. Die Bundesrepublik 
müsse wissen, dass „mehr als 
Rhetorik" nötig sei, um die 
Position, die Deutschland in 
der Nato hat, zu bewahren. 
Wie Coats weiter bei einer 
Anhörung im Washingtoner 
Senat sagte, sind die USA 
über das Schrumpfen des 
deutschen Wehretats besorgt 
und sehen die wichtige 
Rolle, die Deutschland im 
Bündnis spielt, gefährdet. 

AUF HARTE KRITIK ist 
bei der großen Mehrheit der 
Deutschen die Sommerreise 
des Bundeskanzlers ge- 
stoßen. 64 Prozent der von 
Emnid befragten Bürger se- 
hen in dieser Reise nur Ef- 
fekthascherei und nicht das 
ernsthafte Bemühen Schrö- 
ders um die Wünsche und 
Interessen der Menschen in 
den neuen Bundesländern. 

FÜR DIE FORTSETZUNG 
der großen Koalition in Bre- 
men hat sich zwei Jahre vor 
der Bürgerschaftswahl 2003 
der CDU-Landesvorsit- 
zende Bernd Neumann aus- 
gesprochen. Die erfolgrei- 
che Arbeit, die CDU und 
SPD seit 1995 für die Hanse- 
stadt gemeinsam leisten, sei 
längst nicht erledigt. 

ERNÜCHTERUNG 
macht sich bei den Bundes- 
bürgern immer mehr breit, 
was die Einschätzung der 
wirtschaftlichen Aussich- 
ten betrifft. Das hat jetzt 
auch eine Studie ermittelt, 
die die Wirtschaftsjunioren 
Deutschland (WJD) in Auf- 
trag gegeben haben. Im 
Zentrum der Kritik: Steuern 
und Sozialabgaben, die 
70% der Befragten als lei- 
stungsbehindernd betrach- 
ten. Die Wirtschaftsjunio- 
ren sehen im Ergebnis der 
Studie ihre Forderung be- 
stätigt, den Freiraum für un- 
ternehmerisches Handeln 
zu vergrößern. 

FRAUEN im Alter von 
über 80 Jahren sind häufiger 
pflegebedürftig als Männer 
im selben Alter: 42 gegenü- 
ber 29 Prozent. Insgesamt 
waren im Dezember 1999 
2,02 Millionen Menschen 
auf Pflege angewiesen. 72 
Prozent davon wurden nach 
Angaben des Statistischen 
Bundesamts zu Hause ver- 
sorgt, 415.000 durch ambu- 
lante Dienste betreut und 
573.000 in Pflegeheimen. 

PERSÖNLICHE Gefähr 
dung durch BSE haben nach 
einer Allensbach-Umfrage 
imJuni/Julinurnoch31 Pro- 
zent der Bundesbürger gese- 
hen. Im Januar waren es 
noch 54 Prozent, die Angst 

vor der Rinderseuche hat- 
ten. Wahrscheinliche Ursa- 
che für den Meinungswan- 
del: Mit dem Verschwinden 
des Katastrophenthemas aus 
den Medien hat in der Be- 
völkerung auch das Gefühl 
einer Gefährdung durch 
BSE abgenommen. 

DIE    KÄFIGHALTUNG 
endgültig abschaffen wollen 
vier von fünf Bundesbür- 
gern. 83 Prozent haben sich 
nach Emnid für einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf 
des Verbraucherschutzmi- 
nisteriums ausgesprochen. 
Kommentar der Tierschutz- 
organisation „Vier Pfoten": 
Auch „möblierte Käfige mit 
Alibiausstattung" beheben 
die „Qualen der Legehen- 
nen" nicht. 

STROM vom Sonnendach 
wird immer beliebter. Insge- 
samt 1.089 Förderanträge 
im Rahmen des 100.000- 
Dächer-Solarstom-Pro- 
gramms sind allein im Juli 
bei der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau eingegan- 
gen. Die Unternehmensver- 
einigung Solarwirtschaft 
(UVS) rät Eigenheimbesit- 
zern, möglichst noch in die- 
sem Jahr eine Anlage ans 
Netz zu nehmen, da die För- 
dersätze ab 2002 gesenkt 
werden. Weitere Informa- 
tionen unter: www.solar- 
forschung.de ÜD 
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POPKOMMM     2001     IN     KÖLN 

CDU initiiert Dialogforum „Musik"- 
CDU/CSU fragt nach Perspektiven 

Unter dem Motto „Pop im 
Parlament" präsentierten 
am 16. August Generalse- 
kretär Laurenz Meyer 
und Steffen Kampeter 
(MdB) auf der POP- 
KOMM 2001 in Köln, der 
weltweit größten Musik- 
messe, die Große Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion 
im Bundestag „Bestands- 
aufnahme und Perspekti- 
ven der Rock- und Popmu- 
sik in Deutschland". 

Hintergrund der im letz- 
ten J ahr an die Regierung ge- 
stellten Großen Anfrage wa- 
ren Gespräche zwischen den 
Kultur- und Medienexper- 
ten der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion und Vertretern 
der Veranstaltungswirt- 
schaft sowie Tonträger- und 
Phonoindustrie. 

Von der Politik sträflich 
vernachlässigt 

Bei den Diskussionen 
wurde sehr schnell deutlich, 
dass der gesamte Bereich des 
Rock und Pop his zu diesem 
Zeitpunkt von der Politik 
sträflich vernachlässigt wur- 
de. Ganz zu schweigen von 
der Datenlage und dem Er- 

kenntnisstand 
der „Rock- und 
Pop-Szene". 

Konkret be- 
klagten sich die 
Experten der 
Musikindustrie 
darüber, dass 
die Musiker aus 
der Rock- und 
Popszene nach 
wie vor nicht 
von der staatli- 
chen Musikför- 
derung berück- 
sichtigt werden. 
Zudem waren 
ca. 13.000 in der 
Musikindustrie 
Personen und 
23.000 Menschen, die in 
knapp 8.000 Verkaufsstel- 
len des Einzelhandels be- 
schäftigt sind, von den von 
der SPD-Regierung verab- 
schiedeten Regelungen, 
etwa dem Gesetz über die 
Scheinselbständigkeit und 
dem 630-Mark-Gesetz, in 
besonders negativer Weise 
betroffen. 

Nicht zuletzt wurde auch 
die Verschärfung der Künst- 
lersozialversicherung, im- 
merhin das Fundament zur 
sozialen Absicherung von 
mehr als lOO.OOOKomponi- 

Generalsekretär Laurenz Meyer und Steffen 
Kampeter im Gespräch mit Dieter Gorny, Vor- 
standschef der Viva Media AG 

angestellte 
die    rund 

sten, Textdichtern und ausü- 
benden Künstlern scharf 
kritisiert. 

Die größten Sorgen berei- 
tet der Branche jedoch die ra- 
sante Verbreitung der Rock- 
und Popmusik per Internet. 
Schließlich markiert 2001 
das Jahr, in dem die Tonträ- 
ger-Industrie massiv ins In- 
ternet einsteigt. Napster II, 
Pressplay oder MusicNet 
heißen die Produkte, mit de- 
nen der Vertrieb in Zukunft 
abgewickelt werden soll. In 
den vergangenen 12 Mona- 
ten haben rund 13,7 Millio- 
nen Deutsche am heimischen 
PC ihre eigenen Musik-CDs 
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ROCK   &   POP 

Thomas Spahr, Billboard New York, moderiert die Podiumsdiskussion 
mit Laurenz Meyer und Steffen Kampeter 

hergestellt. Schätzungswei- 
se 4 Millionen Personen 
überspielten sich die neue- 
sten Hits aus dem Internet auf 
ihre Festplatten. 

Noch stärker wuchsen 
die Ausfälle durch Internet- 
Piraterie. Die Downloads il- 
legaler Musikangebote im 
Internet gehen in die Millio- 
nen. Als Folge ist der Mu- 
sikmarkt in Deutschland im 
Jahre 2000 gegenüber dem 
Vorjahr um 2,2 Prozent auf 
4,7 Milliarden Mark ge- 
schrumpft - der vierte Um- 
satzrückgang in Folge. 

Dialogforum „Musik" - 
eine Initiative der CDU 

Angesichts einbrechen- 
der Umsatzzahlen war es 
nicht verwunderlich, dass 
der Dreh- und Angelpunkt 
der Gespräche von Laurenz 
Meyer und Steffen Kampe- 

ter mit den Vertretern des 
Bundesverbands der Phono- 
grafischen Wirtschaft, mit 
Musikmarkt, AKTIV Musik 
Marketing, VIVA oder 
BMG das Urheberrechtsge- 
setz war. Nach dessen Para- 
graf 53 ist es nämlich er- 
laubt, Platten oder Kassetten 
für den eigenen Gebrauch zu 
kopieren. Wie jedoch „pri- 
vater Gebrauch" definiert 
wird, darüber wird sich die 
Fachwelt noch einige Zeit 
streiten. 

Angesichts der Vielzahl 
von Problemen, die die digi- 
talen Hörfunk-Angebote, 
Multi-Channel-Konzepte, 
private Vervielfältigungen 
im Wege des digitalen Klo- 
nens und die an nationale 
Grenzen nicht gebundenen 
Netz- und Übermittlungs- 
strukturen aufwerfen, initi- 
ierte Laurenz Meyer die Ein- 
richtung eines Dialogfo- 
rums „Musik". Unterder Fe- 

derführung von Steffen 
Kampeter sollen sich Ver- 
treter der Phonografischen 
Wirtschaft, der Musik-, der 
Soft- und Hardware-Indu- 
strie, aber auch Rechts- und 
Wirtschaftsexperten, Kul- 
tur- und Medienpolitiker so- 
wie EU-Parlamentarier in 
regelmäßigen Abständen 
treffen und die wirtschaftli- 
chen und rechtlichen Pro- 
bleme, die sich aus den tech- 
nologischen Veränderun- 
gen im Bereich „Neue Me- 
dien" ergeben, einer politi- 
schen Lösung zuführen. 

Debatte im Bundestag 
vorgesehen 

Als erster Schritt wurde 
verabredet, dass die Vertre- 
ter des Dialogforums „Mu- 
sik" die für September an- 
gekündigte Antwort der Re- 
gierung auf die Große An- 
frage der CDU gemeinsam 
analysieren, damit die sich 
hieraus ergebenden Fragen 
bereits bei der ersten De- 
batte im Deutschen Bundes- 
tag erörtert werden können. 

Die CDU versprach, die 
ersten Ergebnisse des Dialog- 
forums „Musik" im nächsten 
Jahr auf der POPKOMM 
2002 zu präsentieren. 

WITH/M 
Wortlaut der Großen 

Anfrage: www. 
cducsu.bundestag.de 
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HAMBURG 

MIT   KURS   AUF   WAHLSIEG 

Regierungswechsel in der Hansestadt 
rückt in immer greifbarere Nähe 

„Noch nie waren die Chan- 
cen für den Wechsel in 
Hamburg so gut wie in die- 
sem Jahr. Noch nie war der 
Wunsch nach einem politi- 
schen Neuanfang in der Be- 
völkerung so deutlich zu 
spüren wie 2001. Jetzt heißt 
es, in der Schlussphase um 
jede Stimme zu kämpfen, 
um am 23. September un- 
ser Wahlziel zu erreichen!" 
Mit diesen Worten gab Ole 
von Beust, Spitzenkandi- 
dat der Hamburger CDU, 
den Startschuss für die 
„heiße Wahlkampfphase" 
in der Hansestadt. 

Bedingt durch die späten 
Sommerferien gibt es in 
Hamburg in diesem Jahr nur 
einen kurzen, aber dafür 
umso intensiveren Schluss- 
spurt. Schon in knapp drei 
Wochen sind die rund 1,7 
Millionen Hamburgerinnen 
und Hamburger zur Wahl ei- 
nes neuen Landesparla- 
ments (der Hamburger Bür- 
gerschaft) und der sieben 
Kreisvertretungen (den Be- 
zirksversammlungen) auf- 
gerufen. 16 Parteien und 
Wählervereinigungen treten 
in diesem Jahr an. Die CDU 
konnte bei der Wahl im 
Jahre 1997 leider nur die Sil- 

Auch im Direktvergleich mit Ort- 
win Runde liegt der CDU-Bürger- 
meisterkandidat Ole von Beust in 
der Wählergunst klar vorn. 

bermedaille in der Gunst der 
Wähler erreichen. 

Mit dem Landesaus- 
schuss am 31. August be- 
ginnt für die Hamburger 
CDU der Endspurt im Bür- 
gerschaftswahlkampf 2001. 
Unterstützt durch Gäste der 
schleswig-holsteinischen 
und niedersächsischen 
CDU, stimmen sich die De- 
legierten auf die letzten See- 
meilen (Tage) bis zum Hafen 
(Wahlsieg) ein. Die aktuel- 
len Umfragen der Medien 
lassen das Ziel „Regierungs- 
wechsel in Hamburg" und ei- 
nen Ersten Bürgermeister 
Ole von Beust dabei in immer 

greifbarere Nähe rücken. Mit 
49 Prozent der Stimmen liegt 
ein möglicher bürgerlicher 
Block deutlich vor dem re- 
gierenden SPD/GAL-Senat 
unter Ortwin Runde mit nur 
45 Prozent. Auch im Direkt- 
vergleich von Beust / Runde 
liegt der CDU-Kandidat in 
der Wählergunst klar vom. 
Wenn man den Ersten Bür- 
germeister in Hamburg di- 
rekt wählen könnte, würden 
sich 43 Prozent der Wähler 
für Ole von Beust und nur 41 
Prozent für Ortwin Runde 
entscheiden - ein, im Ange- 
sicht des normalerweise vor- 
handenen „Regierungsbo- 
nusses", sicherlich doppelt 
bedeutsames Ergebnis und 
weiterer Beweis dafür, dass 
die Wählerinnen und Wähler 
den Wechsel wollen. 

Die Schlüsselbegriffe 
sind: Wirtschaft, 

Sicherheit, Verkehr 

Die Wahlkampfmaschi- 
ne der Hamburger Christde- 
mokraten gewinnt jetzt je- 
den Tag mehr an Fahrt. Un- 
ter den drei Schlüsselbegrif- 
fen „Wirtschaft", „Sicher- 
heit" und „Verkehr" infor- 
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BERLIN 

mieren Mitglieder und Kan- 
didaten an Ständen, auf 
Straßen und Plätzen die 
Hamburger täglich über die 
bessere Alternative für ihre 
Stadt, überzeugt Ole von 
Beust im persönlichen Ge- 
spräch von seinen Plänen für 
die Zukunft der Hansestadt. 

Mit mobilen InfoTeams 
überall dort, wo in 

Hamburg etwas los ist 

Großen Anklang finden 
auch die mobilen Info- 
Teams der CDU mit ihren 
Smarts und VW-Lupos im 
„Ole von Beust-Design", 
die überall dort präsent sind, 
„wo in Hamburg etwas los 
ist". Mit den neuen Kino- 
und TV-Spots können zu- 
sätzliche Bürger erreicht 
und auf die Wichtigkeit der 
Wahl für die Zukunft der 
Stadt hingewiesen werden. 
Lust but not least verzeich- 
net auch der Internet Wettbe- 
werb www.gewinnen-mit- 
ole.de hohe Zugriffszahlen. 
Zusammen mit dem neuge- 
stalteten Internetauftritt der 
Hamburger CDU können 
sich die Hamburger auf vie- 
lerlei Weise über die CDU 
der Hansestadt und ihr Pro- 
gramm informieren. 

UiTB/J 
Wählen sie die 

Internetadresse: 
www.cduhamburg.de 

Frank und frei. 
Oder^sind Ihnen Politiker 
lieber, die zu allem Ja sagen? 
_.. Frank Steffel 
CDU i 

VOLKER   LIEPELT 

Steffel - ein dynamischer 
Kandidat mit eigenem Stil 

Ganz auf Frank Steffel ab- 
gestellt, den Spitzenkandi- 
dat der CDU bei den 
Wahlen zum Berliner Ab- 
geordnetenhaus am 21. 
Oktober, ist das neue Pla- 
kat (oben), das nach den 
Worten von Wahlkampf- 
leiter Volker Liepelt „ei- 
nen unabhängigen, jungen. 

dynamischen Kandidaten 
zeigt, der seinen eigenen 
Stil mitbringt". Gleichbe- 
rechtigt steht es neben dem 
ersten CDU-Plakat (un- 
ten), dass die Wählerinnen 
und Wähler eindringlich 
vor einer möglichen Zu- 
sammenarbeit von SPD 
und PDS warnt. 

SPD/PDS: Verrat an der 
Vergangenheit. 
Falsch für die Zukunft. 
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BESUCH   IN  WENDGRäBEN   UND   IN   BERLIN 

Vertieftes Verständnis für Fragen, die 
über die Tagespolitik hinausgehen 

Auf Einladung und mit Un- 
terstützung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung haben 
politisch interessierte Bür- 
ger und Mitglieder der Se- 
nioren Union des CDU- 
Kreisverbands Aue- 
Schwarzenberg das KAS- 
Bildungszentrum Schloss 
Wendgräben besucht. 

Die Themen auf dem 
Programm: • „Regierungs- 
politik auf dem Prüfstand" 
mit detailierter Schilderung 

TIPPS   FUR   DIE 
PARTEIARBEIT 

der aktuellen Lage in 
Deutschland • „Europa neu 
gestalten" mit Darlegung 
der Perspektiven der EU- 
Osterweiterung • „Rechts- 
extremismus   -   Geht   uns 

das was 
an?" und • 
die „Parla- 
mentari- 
sche De- 
mokratie" 
mit einer 
Diskussion 
über den 
Landtag als 
Forum der 
politischen 
Öffentlichkeit. 

Für viele der Höhepunkt 
der Reise: ein Abstecher 
nach Berlin, ein Besuch des 
Reichstags und eine drei- 
stündige Besichtigung des 
„neuen Berlin" mit einer Er- 
läuterung historischer und 
städtebaulicher Entwick- 
lungen. 

Überraschungsgäste 
direkt aus dem Urlaub nach 
Wendgräben angereist: der 

Bundevor- 
sitzende 
der Senio- 
ren Union, 
Staatssek- 
retär a.D. 
Bernhard 
Worms, 
und der 
Wahlkreis- 
abgeordne- 
te     Wolf- 

gang Dehnel. In den Ge 
sprächen mit den beiden Gä- 
sten standen neben vielen 
anderen Themen die Famili- 
enpolitik und die demogra- 
phische Entwicklung in 
Deutschland im Mittel- 
punkt. 

Politik hautnah 

Die übereinstimmende 
Meinung aller fasste Ema- 
nuel Klan, Kreisvorsitzender 
der Senioren Union, mit den 
Worten zusammen: „Das 
war Politik hautnah in Ber- 
lin, aber auch Eröffnung von 
vertieftem Verständnis für 
Fragen, die über die Tages- 
politik hinausgehen, durch 
die Referenten des Bildungs- 
zentrums der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung." ÜO 
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PDS 

...aber urtei- 
len Sie selbst! 

Die SED-Nachfol- 
ger an der Macht in 
der geeinten deut- 
schen Hauptstadt? 

Viele Menschen 
lehnen eine Regie- 
rungsbeteilgung der 
PDS in Berlin und 
überhaupt strikt ab. 
Andere halten die 
PDS inzwischen für 
eine ganz normale 
Partei. 

Unser Urteil ist 
eindeutig: Die PDS 
hat in einer Regie- 
rung nichts zu su- 
chen. Aber urteilen 
Sie selbst. Hier die 
Fakten. 

Fakten 
Hinte rgründe 

Was sie will. 
Was sie macht. 
Wer sie lenkt. 

CDU      .. . 

Die PDS-Broschüre der Bundesgeschäfts- 
stelle erhalten Sie im IS-Versandzen- 
trum Versmold: Bestell-Nr. 5764, Preis 
je 20 Exemplare 15,00 DM (7,67 Euro) 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Die CDU Rheinland-Pfalz sucht zum 1. Dezember 2001 
zwei Kreisgeschäftsführer/ 
Kreisgeschäftsführerinnen 

für die Leitung der gemeinsamen Geschäftsstelle der CDU 
Kreisverbände Frankenthal, Ludwigshafen-Stadt und Lud- 
wigshafen-Land sowie für die gemeinsame Geschäftsstelle 
der CDU Kreisverbände Bitburg und Daun. 
Das Anforderungsprofd für diese Positionen beinhaltet: • 
eine abgeschlossene qualifizierte Berufsausbildung oder ein 
Hochschulstudium • Erfahrung im Organisationsbereich 
• Medienkompetenz • qualifizierte Menschenführung • 
Kreativität. Bewerber, die sich für diese vielseitige und ver- 
antwortungsvolle Aufgabe interessieren, senden Ihre Un- 
terlagen mit Lebenslaufund Zeugnissen bitte an: 

CDU-Landesverband Rheinland-Pfalz 
Generalsekretär Friedrich Claudius Schlumberger 
Rheinallee la-d, 55116 Mainz 

Arbeitspapiere der 
Konrad-Adenauer- 

Stiftung 
In vier „Arbeitspapieren" 
hat sich auch der Bereich 
politische Kommunika- 
tion, Parteien- und Mei- 
nungsforschung der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung 
mit der PDS auseinander- 
gesetzt: 
• Der neue Programment- 
wurf der PDS. Mit den Aus- 
sagen der Partei zu Demo- 

kratie, Freiheit und Wirt- 
schaftsordnung (Nr. 30/01) 
• PDS - Systemverände- 
rung am Kabinettstisch ? Mit 
einem Kapitel über die PDS- 
Gründungslegende (Nr. 32) 
• Ambivalente Haltung ge- 
genüber der PDS. Die Lage 
in Berlin (Nr. 28) 
• SPD und PDS auf Bun- 
desebene: Koaltionspartner 
im Wartestand? (Nr. 5) 

••m.im 
Bestellungen im 

Internet: www.kas.de 
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1*1 DEUTSCHLAND 

POLITBERATUNG 

Frischer Wind 

Der frühere Bundeswirt- 
schaft sminister Otto Graf 
Lambsdorff hat es einmal zu- 
treffend auf die Formel ge- 
bracht: Der Deutsche Bun- 
destag ist mal voller, mal 
leerer - aber immer voller 
Lehrer! Es ist ein ewiges Di- 
lemma: Der „Deutschland 
AG "fehlt es an praxiserfah- 
renen Machern. Männer 
und Frauen, die Wirtschaft 
nicht nur vom Hören undSa- 
gen kennen. Gewerkschafts- 
nahe Polit-Funktionäre und 
praxisferne Partei-Appa- 
ratschiks - davon haben wir 
genug. Wir brauchen in der 
Politik mehr Leute vom 
Schlag des erfolgreichen 
Jenoptik-Sanierers Lothar 
Spät. CDU-Chefin Angela 
Merkel und CDU-Spitzen- 
kandidat Frank Steffel brin- 
gen jetzt frischen Wind in ihr 
Team: Macher, Manager, 
die wissen, dass man Ar- 
beitsplätze mit Erfolg nicht 
gegen, sondern nur mit der 
Wirtschaft schaffen kann. 

Bild-Zeitung 

KONJUNKTUR 

Fahrige Hand 

Gerhard Schröder hat 
zunächst versucht, die Kon- 
junktur gesundzubeten, 
dann hat er die außenwirt- 
schaftlichen Probleme ent- 
deckt. Dabei ist es ein Allge- 
meinplatz, dass auch große 
Volkswirtschaften im Zeital- 
ter der Globalisierung Welt- 
konjunkturzyklen nicht ent- 
rinnen können. Die Gründe 
der deutschen Arbeits- 
marktprobleme allein in der 
schwachen US-Konjunktur 
zu suchen, lenkt von den 
hausgemachten Ursachen 
ab. Eine wichtige Ursache 
ist Schröders Inkonsistenz. 
Er betreibt eine Politik der 
fahrigen Hand. Statt den 
verkrusteten deutschen Ar- 
beitsmarkt aufzubrechen, 
hat der Kanzler wie ein Old- 
Labour-Politiker, wie ein 
Chefregulierer gehandelt. 
Er hat die strukturelle Infle- 
xibilität verschärft, den al- 
ten Kündigungsschutz in 
Kleinbetrieben wiederher- 
gestellt, die Lohnfortzah- 
lung heraufgesetzt, die 630- 

DM-Arbeitsplätze und die 
Selbstständigkeit reguliert, 
die Betriebsratsmitbestim- 
mung erweitert, befristete 
Arbeitsverhältnisse er- 
schwert und einen Rechts- 
anspruch auf Teilzeitarbeit 
eingeführt.       Handelsblatt 

STEUERN 

Durchschaubar machen 

Auch diese Bundesregie- 
rung wird das Thema Steu- 
erreform nicht mehr los. Aus 
zwei Gründen: Es ist für jede 
Opposition attraktiv, Wäh- 
ler mit weniger Abgaben zu 
locken. Und dann wäre ein 
leicht durchschaubares 
Steuersystem ja auch wirk- 
lichmal angezeigt. Erinnern 
wir uns an Bundespräsident 
Roman Herzogs klare Worte 
aus dem August 1994: Er 
verstehe das System nicht 
mehr, dabei habe ersieh als 
Verfassungsrichter zehn 
Jahre damit befasst. Herzog 
wollte die Steuervergünsti- 
gungen streichen, damit die 
Tarife ordentlich reduziert 
werden können. Darum 
geht 's wieder: um eine Ver- 

20-UID26/2001 



Gründungsjahr wo» 

NPOirtTtt 

AUFGELESEN1 

«ivrtscv 

breiterung der Bemessungs- 
grundlage und niedrige 
Stufentarife. Zum Beispiel 
(höchstens) 15 Prozent Ein- 
gangssteuersatz, 25 Prozent 
für Jahreseinkommen zwi- 
schen 20000 und 60000 
Mark, 35 Prozent Spitzen- 
steuersatz. Und wird die 
Steuerreform schon nicht 
zur Wirtschaftsbelebung 
vorgezogen, sollte nun we- 
nigstens ihr Zuschnitt ernst- 
haft diskutiert werden. 

Der Tagesspiegel 

SOZIALHILFE 

Es muß sich etwas 
ändern 

Wenn jetzt Sozialdemokra- 
ten den vermeintlich unbe- 
rechtigten Sozialhilfeemp- 
fänger als Problem ausma- 
chen, ist dies mit besonde- 
rem Misstrauen zu betrach- 
ten. Schließlich reden sie 
über einen Missstand, den 
s*e selbst mit zu verantwor- 
ten haben. Sozialdemokra- 
ten, nicht zuletzt die Regie- 
rungschefs Brandt und 
Schmidt, haben hauptsäch- 
lich in den 70er-Jahren dazu 

beigetragen, das System der 
sozialen Sicherung -Ar- 
beitslosengeld, Sozialhilfe - 
auszubauen. Die „ Voll- 
kasko-Mentalität" ist mit 
Billigung der SPD entstan- 
den. In Zeiten voller Kassen 
und sorgloser Verschuldung 
konnten sich die Sozialde- 
mokraten die Idee des run- 
dum versorgenden Staates 
leisten und sie konservieren. 
Daran hat sich bis heute 
nichts geändert. Man hat in 
den vergangenen Jahren 
einfach nur gekürzt und ge- 
strichen und verknappt. 
Doch noch immer erschöpft 
sich staatliche Verantwor- 
tung weitgehend darin, Geld 
zu überweisen. Mit Hilfe hat 
das oft wenig zu tun, schon 
gar nicht mit Hilfe zur 
Selbsthilfe. Es muss sich et- 
was ändern. 

Berliner Zeitung 

PDS 

Wie geschmiert 

Die Mahner und Warner 
sollen auf der Stelle ver- 
stummen. Die PDS - nicht 
regierungsfähig ?       Nicht 

„angekommen" im bundes- 
deutschen System ? Alles wi- 
derlegt. Mit der PDS in der 
Regierung läuft alles wie 
geschmiert. Wer dachte, 
zum Kennenlernen der be- 
währten politischen Hand- 
werkszeuge aus der Abtei- 
lung Grauzone sei eine le- 
benslange politische Sozia- 
lisation im Westen nötig, ist 
jetzt eines anderen belehrt 
worden. Im Schweriner 
Bauministerium von PDS- 
Oberrealo Helmut Hoher 
wurde mit großer Virtuo- 
sität das Meisterstück ge- 
fertigt. Und Hoher selbst 
hat am Donnerstag die 
mündliche Prüfung bestan- 
den. Natürlich sei alles mit 
rechten Dingen zugegan- 
gen, meint er: Dass die För- 
dermillionen überaus üppig 
an jene Firmaflossen, in der 
die Frau seines Staatsse- 
kretärs die Geschäfte und 
seine eigene ihren Lebens- 
unterhalt besorgte - alles 
rechtens. Dass der Staats- 
sekretär dennoch gehen 
muss: eine edle Tat, um an- 
gesichts „ laut gewordener" 
(natürlich haltloser) Vor- 
würfe Schaden von Partei 
und Land abzuwenden. 

Frankfurter Rundschau 
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1 KOMMUNALPOLITISCHE   BLäTTER 

lätt • n 
«^ 2001 

Integration: Den Menschen Heimat geben 

Brief, Telefax oder Email an: Unio 
Betriebs-GmbH • Egermannstra"- 
53359 Rheinbach • Telefon O; 
802122 • Telefax 02226-80 
oder per Email an: Info@ubg-mi 

Unternehmen Erdgas 
http//www>Ad# 

kt Energie drin! 

Seit 53 Jahren die kommunalpolitische Fachzeitschrift fur Mandats- und Funktionstra- 
ger in den Kommunen. Zum Jahresbezugspreis von 138,60 DM einschließlich Ver- 
sandkosten und Mehrwertsteuer erhalten Sie 11 x im Jahr die „Kopo" mit lebendig prä- 
sentierten Fachthemen zur Kommunalpolitik, Interviews, Reportagen, Personalien und 
Beiträgen zu Kultur und Geschichte. 
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ÖFFENTLICHKE ITS AR B EIT ' 

VckAUSTALTV14kr€14 j    (AVH^lNt 

Ordnerarmbinden 

Best-Nr.: 0301 
50 Expl.: 40,00 DM/ 
20,45 EURO 

CDU Hißflagge, 
weiß mit rotem 
Schriftzug CDU 

Hochformat 
1,5m x3,5m 
Best-Nr.: 0295 

Querformat 
3mx2m 
Best-Nr.: 0496 

1 Expl.: 49,00 DM/   1 Expl.: 49,00 DM/ 
25,05 EURO 25,05 EURO 

Mappe für Informa- 
tionsmaterialien 

DIN A4 
Best-Nr.: 0398 
100 Expl.: 35,00 DM/ 
17,90 EURO 

CDU Hißflagge, 
blau mit rotem 
Schriftzug CDU 

Hochformat 
2m x4m 
Best-Nr.: 0651 
1 Expl.: 56,00 DM/ 
28,63 EURO 

CDU 
pVC-Hjnweisschild 

18 x 38 cm 
Best-Nr.: 0542 
25 Expl.: 35,00 DM/ 
!7,90 EURO 

Logo-Bogen CDU 
12 Aufkleber in ver- 
schiedenen Größen 

Best-Nr.: 0546 
1 Rolle: 29,00 DM/ 
14,83 EURO 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   119 0 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

•ss&as 
Überkleber „Wir danken für Ihr Vertrauen" 

42,5cm x 15cm 
Best-Nr.: 8196 
250 Expl.: 39,50 DM/ 
20,20 EURO 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 


